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Nach Olmert, vor Livni und Obama sowie das 

palästinensische Dilemma  

 

von Reiner Bernstein *  

 

Die internationale Öffentlichkeit erlebte in den vergangenen Monaten 

einen rhetorischen Drahtseilakt Ehud Olmerts: Niemand müsse ihn 

länger davon überzeugen, lautete die Botschaft, dass der Staat 

Israel „erledigt“ sei, wenn er auf der territorialen Souveränität 

zwischen dem Mittelmeer und dem Jordan beharre. Zweifelten 

Beobachter und Kommentatoren nach der Annapolis-Konferenz im 

November 2007 daran, ob Olmerts Bekenntnisse zum Frieden mit 

den palästinensischen Nachbarn ernst gemeint seien, so schienen 

sie nun einen Ministerpräsidenten zu erleben, für den die Doktrin der 

militärisch-strategischen Sicherheit Israels vorrangig von 

verlässlichen Verträgen abhängt, zu denen Regelungen für 

Jerusalem und das Flüchtlingsproblem gehören würden.  

 

Wieder einmal erwies es sich als Tragik, dass Olmerts Selbstkritik 

am von ihm jahrzehntelang geförderten radikalen Nationalismus in 

eine Zeit fiel, zu der er politisch kaum mehr handlungsfähig war. 

„Olmerts verspätete Wahrheiten“, titelte die „New York Times“: Es 

sei tragisch, dass er nicht mehr für seine Überzeugungen getan 

habe, solange er dazu die Macht hatte, wo er nicht einmal taktische 

Schritte unternommen habe, um das Leben der Palästinenser zu 

verbessern1. Einer der führenden palästinensischen Kommentatoren 

merkte an, dass der Ministerpräsident durch eine einzigartige 

Fähigkeit hervorgetreten sei, eine friedvolle und positive Rhetorik mit 

feindlichem und aggressiven Aktionismus gegenüber den 

Palästinensern und den Arabern im allgemeinen zu kombinieren2. So 

nutzte er die Gedenkrede zur 13. Wiederkehr der Ermordung Yitzhak 

                                                           
*   Abgeschlossen am 24.09.2008 mit Fortschreibungen. Vgl. auch 
meinen Beitrag „Ein Jahr nach Annapolis“, der auf der Grundlage 
meiner Beteiligung an der internationalen Konferenz in Jerusalem und 
Abu Dis am 26./27.11.2008 geschrieben wurde, in der Menüleiste 
„Berichte aus Israel und Palästina“ dieser Homepage.  
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Rabins, um seine jüngsten Überzeugungen zu begründen. Die 

Stunde der Wahrheit sei gekommen3. Der Sturm der Entrüstung auf 

der politischen Rechten folgte prompt. Dass ihm nach einer Umfrage 

zwei Drittel der Israelis das Verhandlungsmandat mit den 

Palästinensern und mit Syrien absprachen4, wollte wenig besagen. 

Für die türkisch vermittelten Gespräche hatte ihm die israelische 

Generalstaatsanwaltschaft gegen die Proteste der Rechtsopposition 

das politische Mandat erteilt5. Seine Regierung verfüge, folgerte 

Olmert, demnach über jede Befugnis, sich mit den anstehenden 

Problemen der Innen- und Außenpolitik zu befassen6.  

 

Der Regierungschef war es auch, der in seinem Abschiedsinterview 

zum Jahreswechsel 5768-5769 in „Yediot Acharonot“7 ein seit 

langem schwelendes Problem thematisierte, das seinen Angriff 

gegen das bislang unumstößliche Sicherheitsdogma kennzeichnete: 

Die Generäle im trauten Verbund mit der Ministerialbürokratie und 

der harten Siedlerszene haben den Primat der Politik in einem 

Ausmaß unterwandert, der unliebsame Entscheidungen der 

Regierung nicht nur neutralisiert, sondern sie außer Kraft setzt8. 

Dazu zeigte Mitte September 2008 das Tel Aviver Büro der „Genfer 

Initiative“ bei einer Konferenz den Dokumentarfilm „A Million Bullets 

in October“, in dem der Autor Moish Goldberg den Nachweis 

erbrachte, dass das Militär vor und während der ersten Wochen der 

zweiten „Intifada“ die Vorgaben des Kabinetts missachtete und ihre 

Handlungsfähigkeit schwer beeinträchtige. Das Militär nutze 

Freiräume, so lautete das Fazit, welche die kurzatmige Politik ihm 

eröffne. Diese habe auch 2005 im Libanon über kein eigenes 

Konzept für den asymmetrischen Kampf mit der „Hisbollah“ verfügt.  

 

„Ein Netzweg der ‚alten Jungs’ aus ehemaligen Generälen“ – zu 

nennen ist hier die erste Garnitur aus Yigal Allon, Ehud Barak, 

Moshe Dayan, Rafael („Raful“) Eitan, David („Dudu“) Elazar, Dan 

Halutz, Chaim Herzog, Shaul Mofaz, Yitzhak Rabin, Ariel Sharon, 

Ezer Weizman, Moshe („Bogey“) Yaalon und Rechavam („Gandhi“) 
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Zeevi – hat sich nach den Worten des mittlerweile an der University 

of California lehrenden Politologen Zeev Maoz „mit gemeinsamen 

politischen und militärischen Überzeugungen jenseits des Links-

Rechts-Kontinuums in der israelischen Elite herausgebildet.“ Die von 

ihnen eingebrachte strategische Planungsautorität und ihr 

diszipliniertes Vorgehen würden keine Gegengewichte von 

Bedeutung auf den Fluren der Regierung vorfinden9. 

Untersuchungen gegen Soldaten, denen schwere Verfehlungen 

vorgehalten werden, werden vom Militär geleitet und enden 

gewöhnlich ergebnislos oder mit unangemessenen Strafen selbst in 

Fällen, bei denen Palästinenser den Tod finden.  

 

Die Belege für die Thesen von Maoz und des genannten Films sind 

überwältigend und eindringlich: Während Livni mit Achmed Qureia 

(„Abu Ala“) verhandelte, wurde rund um Jerusalem und in der 

Westbank die Siedlungsstruktur ausgebaut: generell „ein Fehler von 

strategisch riesigen Ausmaßen“, wie kritisiert worden ist10. Die 

Befürchtung, dass Israel aufgrund seiner inneren Widersprüche 

ohne Zutun der Palästinenser implodiert11, ist durchaus 

gerechtfertigt. Dass die israelische Justiz in den palästinensischen 

Gebieten, wenn es um die Verfolgung von Straftaten der Siedler und 

israelischer Soldaten geht, ihre Funktionsfähigkeit weitgehend 

eingebüßt hat, ist von Generalstaatsanwalt Menachem Mazouz 

schon 2006 beklagt worden12. Mittlerweile macht die Gewalttätigkeit 

extremistischer Siedler, die sich auf die göttliche Landverheißung zur 

Vertreibung der Palästinenser berufen, auch vor Attacken gegen 

israelische Soldaten nicht halt13, so dass eine Desintegration der 

Armee behauptet worden ist, weil sie aufgrund der vielen 

Angehörigen, die der Siedlerszene ideologisch und praktisch 

nahestehen, in der Westbank die Kontrolle verloren habe14.  

 

Man mochte einwenden, dass Olmerts neue Töne zu spät kommen. 

Schließlich stammen sie aus dem Munde eines Politikers, dessen 

Amtszeit durch hochgradige Versäumnisse, Hinhaltetaktiken, 

Verwirrspiele und überflüssigerweise durch schwere 
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Korruptionsvorwürfe gekennzeichnet sind – die schlimmste 

Regierung, die Israel je hatte, ist beklagt worden. Solchen 

Einwänden und Vorhaltungen ist zuzustimmen, und doch ändern sie 

wenig am Zwang zur Neuordnung der israelischen Politik. Seine 

alltägliche Taktik der Friedensrhetorik ohne eine kohärente Strategie 

für eine Friedenspolitik hat sich selbst erledigt.  

 

Dass die Delegationen der internationalen „Berliner Konferenz zur 

Unterstützung der palästinensischen zivilen Sicherheit und 

Rechtsstaatlichkeit“ Ende Juni 2008 darauf gedrungen haben, die 

vereinbarten Hilfen nicht zur Verschärfung der 

innerpalästinensischen Konfrontation einsetzen zu lassen, ist nicht 

bekannt geworden. Nachdem der saudi-arabische Friedensplan von 

2002/2007 endlich auch in Israel auf politisches Interesse gestoßen 

ist, hätten Europa und die Bundesregierung allen Grund, im Nahen 

Osten nicht den Eindruck des Schlusslichts zu hinterlassen. Doch 

nachdem die EU-Außenminister die Aufwertung der Beziehungen zu 

Israel im Juni 2008 beschlossen und diesen Aktionsplan für den 

Nahen Osten fünf Monate später auf Drängen Livnis über Nacht 

fallengelassen haben15, ist schwer vorstellbar, wie sie sich stärker als 

bisher in den diplomatischen Prozess einschalten wollen. Ihre 

politische Glaubwürdigkeit droht gegen Null zu tendieren.  

 

Wäre es anders, bedürfte es nicht mehr, als Olmerts späte 

Einsichten beim Wort zu nehmen – und ihn daran zu erinnern, dass 

der Internationale Gerichtshof in Den Haag im Sommer 2004 die 

Trennungsmauern auf palästinensischem Boden als illegal kritisierte 

und damit auch Olmerts Ankündigung vom Dezember 2008 rechtlich 

in die Schranken wies, den Mauerbau um Groß-Jerusalem herum bis 

Ende kommenden Jahres zu vollenden16. Warum die europäische 

Einhelligkeit im Konflikt mit Russland wegen dessen 

Militärintervention in Georgien als Modell nicht auf den Nahen Osten 

übertragen wird, ist kaum vermittelbar. Wenn schon im Nahen Osten 

eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik nicht möglich ist, 

wäre die Idee von den zwei Geschwindigkeiten wiederzubeleben, die 
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Joschka Fischer mit dem Vorschlag einer „Avantgarde aus einigen 

Staaten“ erneuert hat17. Die wichtigste Lektion aus Oslo, hat dazu 

Robert Malley bilanziert, sei also die zu wissen, wohin man wolle, 

und dann dabei zu bleiben18.  

 

Indem Benjamin Netanyahu bei der Begegnung mit den in Israel 

stationierten europäischen Botschaftern die Frage nach der 

Stationierung einer internationalen Truppe mit der Gegenfrage nach 

der Bereitschaft testete, Soldaten in den Kampf gegen „Hamas“ zu 

schicken19, nahm der Oppositionsführer eine seit dem Junikrieg 

1967 in völkerrechtlichen Diskussionen Israels verbreitete These auf, 

wonach zumindest die Westbank „umstrittenes Territorium“ sei, 

wenn nicht gar alle historischen und politischen Vorrechte bei Israel 

liegen würden20. Der israelische Völkerrechtler Eyal Benvenisti hat 

darauf hingewiesen, dass Israel niemals de jure die Vierte Genfer 

Konvention als auf die palästinensischen Gebiete übertragbar 

anerkannt hat, weil ihr Artikel 2 nur die Besetzung eines Territoriums 

einer Hohen Vertragpartei im Auge habe, zu der weder Jordanien 

(einseitige Annexion der Westbank 1950) noch der Gazastreifen 

(Etablierung einer Militärverwaltung 1949 durch Ägypten) gerechnet 

wurden. Im Übrigen handele es sich bei der Konvention um ein 

Vertrags- und nicht um ein Gewohnheitsrecht, so dass sie vor 

israelischen Gerichten nicht angerufen werden könne21. Diesem 

Verständnis ist Washington insofern gefolgt, als die USA die 

Siedlungen zunächst als illegal bezeichneten, dann dazu 

übergingen, sie als Hindernis auf dem Weg zum Frieden zu 

kritisieren, bevor sie sich faktisch nur gegen ihre Erweiterung 

aussprachen22.  

 

 

Die „American connection“  

 

Der „Kadima“-Vorsitzenden ist nicht entgangen, dass es unter den 

amerikanischen Juden gärt. 76 Prozent der amerikanischen Juden 

verlangen von Israel, dass es mit „seinen schlimmsten Feinden“ 



www.reiner-bernstein.de  6 – Veröffentlichungen  
 
verhandeln solle, 59 Prozent befürworten den Rückzug aus den 

palästinensischen Gebieten und 58 Prozent den Verzicht auf die 

Golanhöhen23.  

 

Die sogenannte jüdische Lobby um das „American Israel Public 

Affairs Committee“ (AIPAC) sieht sich durch Gruppen wie das „Israel 

Policy Forum“, den „New Israel Fund“, „Brit Tzedek v’Shalom“ und „J 

Street“, die im Verlauf von 2008 viele zehntausend Anhänger 

gewann, sowie durch Persönlichkeiten wie Daniel C. Kurtzer, Aaron 

David Miller, Robert Malley, Martin Indyk, Dennis Ross, Seymour D. 

Reich und Richard N. Haass, um nur die wichtigsten zu nennen24, 

politisch herausgefordert. In einem Beitrag für die „New York Times“ 

fasste Miller das Unbehagen in die Sätze: „We’ve allowed our 

special relationship with Israel to become exclusive. We acquiesced 

in too many Israeli ideas; we road-tested every idea with Israel 

first25.“  

 

„Haaretz“’ leitender Redakteur Akiva Eldar wies am Tage der 

Amtseinführung des 44. US-Präsidenten darauf hin, dass Barack 

Obama von jüdischen Beratern umgeben sei, die mit den 

israelischen Tricks hinhaltenden Taktiken wohl vertraut seien und 

gleichwohl in der Tradition der „besonderen Beziehungen“ stehen, 

während einer der führenden außenpolitischen Strategien, Brent 

Scowcroft, sie in eine „natürliche Beziehung“ umwandeln wolle26. 

Einen ersten Beitrag dazu hatte Walter Russell Mead vom „Council 

on Foreign Relations“ versucht, als er die hoch emotionalisierte Kritik 

an dem Buch von John F. Mearsheimer und Stephen M. Walt „The 

Israel Lobby and U.S. Foreign Policy“ (New York 2007) – das 

freundlichste Urteil bescheinigte den beiden, dass sie keine 

Antisemiten seien27 – mit dem Hinweis abzuwehren versuchte, dass 

beide Autoren einen wichtigen Punkt aufgegriffen hätten, der bislang 

nicht die verdiente Aufmerksamkeit gefunden habe: Sie hätten 

bewunderungswürdig und mutig damit begonnen, eine überfällige 

Konversation zu einer kontroversen und leicht entzündlichen 
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Angelegenheit in Gang zu setzen, auch wenn sie die amerikanische 

Außenpolitik im Nahen Osten allzu schlicht betrachten würden28.  

 

Tatsächlich leidet die Datenbasis ihrer Thesen darunter, dass 

Gespräche mit dem im politischen Entscheidungszentrum 

agierenden Establishment in Washington weitgehend unterblieben 

sind29. Noam Chomsky hat denn auch kritisiert, dass die Autoren ihre 

These mit höchst selektiven Belegen begründet hätten30. Dass es 

die Israel-Lobby gar nicht gäbe, wie Michael Walzer behauptet31, ist 

allerdings lächerlich. Mearsheimer und Walt berichten, dass die 

damalige Nationale Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice den 

Vertrauten von Verteidigungsminister Donald Rumfeld, 

Unterstaatssekretär Douglas J. Feith, mit den spitzen Worten 

zurechtgewiesen habe, wenn sie die israelische Position 

kennenlernen wolle, werde sie den Botschafter Israels einladen32.  

 

Aber es waren jüdische Autoren selbst, die Ansätze einer „Jewish 

glasnost“ in der Beurteilung der Politik Israels zu entdecken 

glaubten33. Daran werden auch jene „Wachhunde“ (bestehend aus 

Organisationen wie AIPAC, evangelikalen Christen, 

sympathisierenden Journalisten34 und neokonservativen 

Akademikern) nichts ändern, die dafür sorgen wollten, dass sich 

Barack Obama von dem Buch – das er nicht gelesen hatte – 

während des Wahlkampfes um seine Nominierung distanzierte35. 

„Wir haben es mit Juden um den nächsten Präsidenten zu tun“, 

lautet eine nicht unbegründete israelische Befürchtung, „die sehr, 

sehr die gesamte Siedlungspolitik Israels in Judäa und Samaria 

ablehnen36.“ Ihnen ist die Überzeugung gemeinsam, dass sich die 

Befolgung doppelter politisch-ethischer Maßstäbe für die Bewertung 

des jüdischen Lebens in Israel und in der sogenannten Diaspora 

verheerend ausgewirkt hat. Noch halten die administrativen Eliten in 

Washington ihre schützende Hand über die Politik des jüdischen 

Staates. Aber das Zeitalter des unilateral forcierten amerikanischen 

Vormachtanspruchs geht zu Ende.  
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Gewachsenes palästinensisches Selbstbewusstsein von unten  

 

Für die Palästinenser geht es längst nicht mehr um kosmetische 

Korrekturen wie die Erweiterung der Bewegungsfreiheit für Personen 

und Waren, die Verringerung der Kontrollposten und 

Straßensperren, den Rückbau von Teilen der Trennungsmauern und 

Todesstreifen sowie den freien Zugang zur Altstadt von Jerusalem 

und Hebron sowie zu den Fischgründen vor der Küste des 

Gazastreifens. Das politische Selbstbewusstsein ist – so paradox es 

klingen mag – aus den bitteren Erfahrungen der Okkupation 

herausgewachsen. Nachdem israelische Intellektuelle und Autoren 

nach dem Scheitern von Camp David und dem Ausbruch der 

zweiten „Intifada“ den Dialog abbrachen, weil die Gegenseite 

politisch unbelehrbar sei, sind es nunmehr die Palästinenser, die 

dazu aufrufen, ausführliche Kontakte nach Israel abzubrechen. „Mit 

einem Wort“, fasste die „Palestine Strategy Study Group“ ihre 

Empfehlungen zusammen: „Israel ist kein ernsthafter 

Verhandlungspartner37.“ Nur noch reichlich die Hälfte aller 

Palästinenser befürwortet die Fortsetzung der Verhandlungen. 

Mittlerweile ergreift die tiefe Frustration auch die palästinensischen 

Staatsbürger Israels, wie das Beispiel der Unruhen in Akko zeigt. 

Eine im Auftrag der Universität Haifa durchgeführte 

Meinungsumfrage unter Leitung des renommierten Soziologen Sami 

Smooha ergab im Frühjahr 2009, dass 41 Prozent das Recht Israels 

als jüdischen Staat ablehnen und fast dieselbe Zahl davon überzeugt 

ist, dass es keinen Holocaust gegeben habe38.  

 

Für Machmud Abbas hat sich das jahrelange „piecemeal 

engineering“ erledigt, weil am Ende kein „peacemeal“ stand, ja es 

verhindert hat39. Persönlich erschwerend für Abbas kommt hinzu, 

dass sich das öffentliche Misstrauen gegen ihn und seinen 

Ministerpräsidenten Salam Fayyad an der beiden widerstrebenden 

Kontinuität der Erbschaft Arafats festgebissen hat40. Auch „Hamas“ 

setze, so ist beklagt worden, die Sicherheitsapparate nicht nur zur 
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Bekämpfung der Kriminalität ein, sondern unterdrücke brutal 

politische Gegner und beschränke die Arbeit zivilgesellschaftlicher 

Organisationen41, und Tony Blair hat „sehr deutlich“ verlangt, dass 

Israel und die kommende US-Administration ihre Politik gegenüber 

dem Gazastreifen ändern müssten, auch weil es „Hamas“ gelungen 

sei, die „legitime“ durch eine „illegitime Wirtschaft“ zu ersetzen, die 

sich durch die rund 850 Tunnelanlagen mit ausreichend Geld 

versorge. Wenn sich der Nahostgesandte des „Quartetts“ gleichzeitig 

dafür ausspricht, dass der politische Prozess ohne die Unterstützung 

von unten nicht erfolgreich sein werde42, weiß er sich mit Fayyad 

einig, eine Haltung des eigenen Nichtstun als Defätismus kritisiert 

hat:  

 

„When [the occupation is] viewed this way, it becomes clear that the 

greatest obstacle that has prevented us, Palestinians, from achieving 

our national goals was not occupation per se or factionalism, not 

poverty or separation, but that deadly erosion of self-esteem and 

consequent loss of faith in our capacity to get things done43.”  

 

Die Islamische Widerstandsbewegung ist eine politische Kraft, an 

der weder die israelische Regierung noch die Palästinensische 

Autonomiebehörde vorbeikommen. Aber die Allianz zwischen 

„Hamas“ und Achmadinedjads Iran ist ebenso wenig unverbrüchlich 

wie das Bündnis zwischen Teheran und der libanesischen 

„Hisbollah“. Ismail Haniyeh hat gegenüber europäischen 

Parlamentariern die Anerkennung Israels in den Grenzen von 1967 

im Austausch für die Schaffung des Staates Palästina angeboten. 

Mit dem Einzug Obamas ins Weiße Haus verändere sich die ganze 

Welt einschließlich des Nahen Ostens, schrieb „Haaretz“ in einer 

Grußbotschaft an den neuen US-Präsidenten44. Wenn die 

Regierenden in der Region klug sind, lassen sie sich von dieser 

Dynamik anstecken.  

 

                                                           
1   Mr. Olmert’: Belated Truth, in „The New York Times” 15.10.2008.  
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